Deutscher Bundestag 
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1949 


Drudtsache Nr. 905 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen, folgendem Gesetzentwurf die 
Zustimmung zu erteilen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Gewährung von Straffreiheit für 
Dienstvergehen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Für Dienstvergehen von Beamten und Ruhestandsbeamten, die in 
der Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 1. Dezember 1949 begangen 
worden sind, wird nach Maßgabe der folgenden Vorschriften Straf- 
freiheit gewährt. 

§ 2 

(1) Dienstvergehen gemäß § 1 werden vorbehaltlich der Bestimmung 
des § 4 nicht verfolgt, 

1. wenn sie mit dem Neuaufbau der demokratischen Staats- 
und Verwaltungsordnung im Zusammenhang standen und 
als Folge der außergewöhnlichen Verhältnisse während 
dieser Zeit anzusehen sind oder 

2. wenn die Schuld des Beamten als gering und die Folgen 
des Dienstvergehens als unbedeutend anzusehen sind. 

(2) Anhängige Dienststrafverfahren der in Absatz 1 genannten Art 
werden eingestellt, neue Verfahren werden nicht ein geleitet. 

§ 3 

Soweit wegen eines Dienstvergehens der in § 2 genannten Art 
eine Dienststrafe verhängt ist, sind 

1. Geldbußen, die noch nicht vollstreckt sind, zu erlassen, 

2. Gehalts- und Ruhegehaltskürzungen, die noch nicht voll- 
streckt sind, nicht mehr zu vollstrecken, 
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3. rechtskräftig verhängte Dienststrafen der Entfernung aus 
dem Dienst daraufhin zu überprüfen, ob der Beamte im 
Dienst wieder verwendet oder ihm zur Bestreitung seines 
Unterhalts ein angemessener Teil des Ruhegehalts auf Zeit 
oder Dauer bewilligt werden kann. Ebenso ist eine rechts- 
kräftig verhängte Dienststrafe auf Aberkennung des Ruhe- 
gehaltes dahin zu prüfen, ob dem Beamten zur Bestreitung 
seines Unterhalts ein angemessener Teil seines Ruhegehalts 
auf Zeit oder Dauer bewilligt werden kann. 

§ 4 

Straffreiheit im Sinne des § 2 Absatz 2 Ziffer 1 und des § 3 wird 
nicht gewährt, wenn das Dienstvergehen eine besonders schwere 
Dicnstpflichtverletzung erkennen läßt, insbesondere für Handlungen, 
die in gewinnsüchtiger Absicht, in Ausbeutung eines Notstandes 
oder aus grober Eigensucht erfolgt sind. 

§ 5 

(1) Für die Einstellung eines Dienststrafverfahrens gemäß § 2 Ab- 
satz 2 sind zuständig: 

1 . wenn ein förmliches Dienststrafverfahren nicht eingeleitct 
ist, der Dienstvorgesetzte, 

2. wenn ein förmliches Dienststrafverfahren ein geleitet und 
das Verfahren noch nidit bei einem Dienststrafgericht an- 
hängig ist, die Einlcitungsbehörde, 

3. wenn das Verfahren bei einem Dienststrafgericht anhängig 
ist, das Dienststrafgericht. 

(2) In den Fällen der Einstellung gemäß Absatz 1 Ziffer 1 und 2 
kann der höhere Dienstvorgesetzte die Entscheidung an sich ziehen. 

(3) Ein eingeleitetes Diensstrafverfahren ist auf Antrag des Beamten 
fortzusetzen, wenn er die Fortsetzung zur Wahrung seiner Ehre 
für erforderlich hält. 


§ 6 

(1) Für die im § 3 vorgesehenen Dienststraferlasse sind zuständig: 

1. in den Fällen der Ziffer 1 und 2 der Dienstvorgesetzte, 

2. in den Fällen der Ziffer 3 die oberste Dienstbehörde. 

(2) In den Fällen des Absatz 1 Ziffer 1 kann der höhere Dienst- 
vorgesetzte die Entscheidung an sich ziehen. 

§ 7 

(1) Soweit wegen eines Dienstvergehens der in § 2 genannten Art 
eine Dienststrafe verhängt ist, müssen bei den Dienststrafen der 
Warnung, des Verweises, der Geldstrafe und der Gehalts- und 
Ruhegehaltskürzung alle entsprechenden Dienststrafvermerke getilgt 
und sämtliche einen Hinweis auf diese Strafe enthaltenden Verhand- 
lungen und sonstigen Schriftstücke aus den Akten entfernt oder 
unkenntlich gemacht werden. 



( 2 ) Absatz 1 gilt ent'^prechend, wenn im Falle des § 3 Ziffer 3 der 
Beamte wieder eingestellt wird. 


§ 8 

( 1 ) Wird gemäß den vorstehenden Vorschriften eine Dienststrafe 
erlassen oder ein Dienststrafverfahren eingestellt, so sind die nach 
den bisherigen Vorsdiriften dem Beamten aufzuerlegenden Kosten, 
soweit sie nodi nicht in Ansatz gebracht sind, nidit mehr fest- 
zusetzen, Kosten, die bereits festgesetzt und noch nicht gezahlt sind, 
sind nicht zu erheben. 

(2) Wird in einem auf Antrag des Beamten gemäß § 5 Absatz 3 
durchgeführten förmlichen Dienststrafverfahren nicht auf Freispruch 
erkannt, sondern auf Einstellung gemäß § 2 Absatz 2, so hat der 
Beamte die Kosten des Verfahrens und die notwendigen Auslagen 
zu tragen. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 4 . Mai 1950 


Ollenhauer und Fraktion 



